
Grundsatzes, daß genossenschaftliches Handeln auch ge­
meinsame Haftung im Gefolge habe, eine Haftung ohne 
Verschulden, jedoch nur für die Stützungskredite für 
Arbeitseinheiten, weil die im Laufe des Jahres gewähr­
ten Geldleistungen auf Arbeitseinheiten ohnehin nur 
vorschußweise gewährt wurden. Damit entfalle auch das 
Problem, ob nach Kopf- oder Bodeneigentumsteilen ge­
haftet werden soll. Ein aus der LPG ausscheidender 
Bauer müsse immer dann zur Haftung ohne Verschul­
den herangezogen werden, wenn die Aufnahme eines

oder mehrerer Stützungskredite notwendig war, um 
die Zahlung der Arbeitseinheiten während des Produk­
tionsjahres zu gewährleisten.

Selbstverständlich ist mit dieser Anleitung die Frage 
der Haftung ohne Verschulden noch nicht endgültig 
gelöst. Unter den gegenwärtigen Bedingungen er­
scheint es jedoch zweckmäßig, in der von Feiler vor­
geschlagenen Weise zu verfahren. Das letzte Wort muß 
allerdings der Gesetzgeber sprechen.

II
Bericht über eine Konferenz im Bezirk Neubrandenburg

Von Rechtsanwalt GERHARD EBERHARDT,
Mitglied des Kollegiums der Rechtsanwälte im Bezirk Neubrandenburg

Am 15. November 1956 fand in Neubrandenburg 
eine Konferenz über Fragen des Rechts der LPG 
statt, die von der Sektion Staat und Recht der Ge­
sellschaft zur Verbreitung wissenschaftlicher Kennt­
nisse veranstaltet wurde. Zweck dieser Konferenz, 
auf der Klaus H e u e r ,  wiss. Sekretär der Abtei­
lung Zivilrecht im Deutschen Institut für Rechts­
wissenschaft, referierte, sollte es sein, im Bezirk 
Neubrandenburg zu einer gewissen Einheitlichkeit 
in der Anwendung des LPG-Rechts zu gelangen.

Die Redaktion
H e u e r  erörterte in seinem Referat folgende Schwer­

punkte:
1. Die Normen des Rechts der LPG,
2. Rechtsfragen des Eintritts in die LPG,
3. Fragen der genossenschaftlichen Arbeitsverhältnisse,
4. Fragen des Ausscheidens aus der LPG.

Der Referent erläuterte zunächst den Rechtscharakter 
der Musterstatuten als der grundlegenden Normen des 
LPG-Rechts, in denen die wichtigsten Prinzipien zum 
Ausdruck kommen, wie das Prinzip der Erhaltung des 
Privateigentums am Grund und Boden, das Prinzip 
der Freiwilligkeit usw. Diese grundlegenden Prinzipien 
des LPG-Rechts sind im Wege des staatlichen Zwanges 
dadurch durchsetzbar, daß die LPG erst nach Annahme 
eines den Grundprinzipien des Musterstatuts entspre­
chenden individuellen Statuts als LPG registriert wird. 
Spätere Beschlüsse der Mitgliederversammlung, die das 
Statut inhaltlich abändern bzw. ergänzen, wie z. B. Be­
schlüsse, die für bestimme Fälle einen „entschädigungs­
losen“ Ausschluß aus der LPG vorsehen, bedürfen als 
statutenändernde Beschlüsse der Registrierung. Eine 
Registrierung darf nicht erfolgen, wenn solchen Be­
schlüssen die Grundprinzipien des Musterstatuts ent­
gegenstehen. Ohne Registrierung kann ein solcher Be­
schluß unbeachtet bleiben; dies bedeutet keine Verlet­
zung der innergenossenschaftlichen Demokratie.

Der Rechtscharakter der Musterarbeitsordnungen, 
z. B. der Musterstallordnung, der Arbeitsordnung für 
Buchhalter usw., ist zweifelhaft, jedoch hat die Be­
schlußfassung über solche Arbeitsordnungen rechtliche 
Bedeutung für die Festlegung der besonderen persön­
lichen Verantwortlichkeit einzelner Personen, z. B. Mel­
ker, Buchhalter usw. Der Nachweis des Verschuldens 
für einen bestimmten Schaden ist leichter zu führen, 
wenn beschlossene Arbeitsordnungen existieren, die 
den Kreis der Pflichten genau abgrenzen. Überhaupt 
müssen die Funktionäre des Staatsapparates mehr auf 
die Annahme von Arbeitsordnungen dringen. Auf die­
ser Grundlage können die LPG-Mitglieder konsequent 
zum Ersatz des von ihnen verursachten Schadens her­
angezogen werden, und das ist bisher zu wenig ge­
schehen.

Mehrere Diskussionsredner beschäftigten sich mit 
Ziff. 6 des LPG-Musterstatuts Typ III, wonach Land­
arbeiter, die in die LPG eintreten, bis zu 6 ha Land aus 
freien Flächen erhalten können. Die Meinungen dar­
über, ob sie dieses Land zu Eigentum erhalten oder 
nicht, ob eine Eintragung ins Grundbuch oder nur ins 
Bodenbuch der LPG erfolgen muß, waren geteilt. Die 
Beantwortung dieser Frage ist — wie ein Staatsanwalt 
richtig ausführte — davon abhängig zu machen, ob es 
sich um Bodenreformland handelt oder um Flächen, 
die von ihren Eigentümern verlassen wurden. Soweit 
es sich um Bodenreformland handelt, ist eine Eigen­

tumsumschreibung im Grundbuch der geeignetere Weg, 
um das Landarbeiterbewußtsein zu überwinden und 
den früheren Landarbeiter fester in der LPG zu ver­
wurzeln. Bei den sog. freien Flächen ist eine Eigen­
tumsübertragung im Grundbuch rechtlich nicht mög­
lich; deshalb muß hier eine Eintragung im Bodenbuch 
der LPG zum Zwecke der Erlangung von Bodenrente 
genügen.

Unter den vermögensrechtlichen Fragen beim Eintritt 
in die LPG spielen die Fragen der Einbringung des Bo­
dens und des Inventars eine wesentliche Rolle. Da das 
eingebrachte Land im Privateigentum des LPG-Bauern 
bleibt, geht lediglich die Besitz- und Nutzungsbefugnis 
auf die Genossenschaft über. Das bedeutet, daß die auf 
dem Grundstück eingetragenen Lasten weiter von dem 
jeweiligen Eigentümer, nicht aber von der LPG zu 
tragen sind. Das gilt auch für Altenteile. Ähnlich ist 
die Rechtslage hinsichtlich der Einbringung von Pacht­
boden; hier geht die Besitz- und Nutzungsbefugnis in 
dem Umfang, in dem sie dem bisherigen Pächter zu- 
stand, auf die LPG über. Eine Zustimmung des Verpäch­
ters ist nicht notwendig, weil dieser in seinen Rechten 
nicht geschmälert wird. Für die LPG Typ III wird nach 
der VO über die einheitliche Bewirtschaftung landwirt­
schaftlicher Nutzflächen durch die Landwirtschaftlichen 
Produktionsgenossenschaften vom 20. Januar 1955 (GBl. I
S. 97) kraft Gesetzes der Rat des Kreises Vertragspart­
ner. Durch Fristablauf oder Kündigung kann das Ver­
tragsverhältnis vom Verpächter beendet werden, doch 
hat der Rat des Kreises als Pachtschutzamt die Möglich­
keit der Verlängerung des Pachtverhältnisses. Macht der 
Rat des Kreises davon keinen Gebrauch, dann muß das 
Pachtgrundstück von der LPG wieder herausgegeben 
werden.

Hinsichtlich einer Neubelastung des von den Genossen­
schaftsbauern eingebrachten, ihnen gehörenden Bodens 
muß nach Ansicht Heuers eine gesetzliche Regelung 
abgewartet werden. Er verwies in diesem Zusammen­
hang auf A r 112), der die Belastung des eingebrachten 
Bodens für unzulässig hält. Ebenso ist eine Zwangs­
versteigerung des eingebrachten Bodens unzulässig, weil 
der Genossenschaftsbauer dadurch sein Eigentum ver­
liert, von dem die LPG ihre Besitz- und Nutzungsbe­
fugnis ableitet. Anders ist die Rechtslage bei Pachtbo­
den, weil sich hier durch eine Zwangsversteigerung für 
die LPG nichts ändert. Der Rat des Kreises bleibt 
weiterhin Pächter, und der Eigentumswechsel wirkt 
sich daher nur im Verhältnis zwischen dem jeweiligen 
Eigentümer und dem Rat des Kreises aus.

Das Inventar wird bei der LPG Typ II gegen Bezah­
lung, bei den LPG Typ III gegen Eintragung auf den 
Inventarbeitrag zu Eigentum eingebracht. Als den Zeit­
punkt des Eigentumsübergangs bezeichnete Heuer den 
Augenblick der Übergabe. Die Meinung, daß das Eigen­
tum bereits beim Eintritt in die LPG automatisch über­
gehe, sei abzulehnen, weil man zu dieser Zeit noch nicht 
weiß, welche konkreten Stücke der Eintretende für sich 
persönlich behalten will. — Bei eingebrachten Gebäu­
den, die im Musterstatut im selben Zusammenhang 
wie die Inventargegenstände erwähnt werden, steht 
dem Übergang in genossenschaftliches Eigentum noch 
die Regelung im BGB entgegen, die eine Trennung von 
Grund- und Gebäudeeigentum grundsätzlich verbietet.

2) Arlt, Fragen des Rechts der Landwirtschaftlichen Pro­
duktionsgenossenschaften in der DDR, Berlin 1955, S. 112.
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